
 

 

 

 

Adobe Systems GmbH (Firma) 

 

 

Zusage (zeitlich befristet) zur Absicherung von Mitarbeitern1 

für die Versorgungsfälle Tod und Invalidität 

  

 
1 Die Bezeichnung „Mitarbeiter“ ist geschlechtsneutral (w/m/d) 
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Präambel 
Die Firma hat sich entschlossen, den Mitarbeitern bzw. deren Hinterbliebenen zur Absicherung der 

Risiken Tod und Invalidität eine einjährig befristete und ausschließlich durch die Firma finanzierte 

Risikoleistung anzubieten. Diese Leistungen sollen zu einer Verbesserung der jeweiligen 

Lebenssituation des Leistungsberechtigten führen. Damit will die Firma gewährleisten, dass der 

Mitarbeiter bzw. die Hinterbliebenen eine zusätzliche Absicherung erhalten. Dies bedingt einen von 

der Firma vorgegebenen und zur Verfügung gestellten Dotierungsrahmen, der der Höhe nach den 

Aufwand für die Finanzierung limitiert und als (Einmal-) Beitrag an einen Versicherer (vorbehaltlich der 

Nachzahlung von Beiträgen für unterjährig neu eintretende Mitarbeiter) zur Absicherung sämtlicher 

aus der Zusage resultierender Versorgungsverpflichtungen im Rahmen eines zeitlich befristeten 

Versorgungsmodells zu verwenden ist. 

 

1. Zusageart / Finanzierung 
Die Firma verpflichtet sich, bestimmte Beiträge in eine Anwartschaft auf Hinterbliebenen- und 

Invaliditätsversorgung nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 Betriebsrentengesetz (BetrAVG) umzuwandeln. Hierbei 

handelt es sich um eine beitragsorientierte Leistungszusage. 

Die Finanzierung erfolgt als rein arbeitgeberfinanzierte Leistung. 

 

2. Versorgungsberechtigte Mitarbeiter und Versorgungszeitraum 
Alle festangestellten Mitarbeiter der Firma, die sich am 01.04.2023: 

• in einem aktiven Beschäftigungsverhältnis (auch Mutterschutz) befinden mit Ausnahme von 

Mitarbeitern: 

o in freiwilliger Entgeltfortzahlung der Firma im Krankheitsfall, 

o in zeitgeringfügiger Beschäftigung (Aushilfen, Praktikanten), 

o in Teilzeit während der Elternzeit, 

• in einem Ausbildungsverhältnis nach dem Berufsbildungsgesetz (auch Mutterschutz) befinden 

• in einem ruhenden Beschäftigungsverhältnis aus den folgenden Gründen befinden: 

o Elternzeit, 

o Sabbatical (Freistellung aus Wertguthaben nach SGB IV), 

o unbezahlter Urlaub, 

o vollständige Pflegezeit für nahestehende Angehörige 

o ins Ausland entsendete, die dem deutschen Sozialversicherungsrecht unterliegen, 

oder ein solches danach bis spätestens zum 31.03.2024 begründen und zu diesem Zeitpunkt das 

16. Lebensjahr vollendet haben und das 66. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, erhalten eine bis 

zum 31.03.2024 befristet wirkende Absicherung nach dieser Zusage. 

Wenn Mitarbeiter zum Versicherungsbeginn oder zu einem späteren Zeitpunkt, an dem sie die 
Zulassungsvoraussetzungen erstmals erfüllen (insbesondere bei Neueinstellungen), nicht ‚aktiv 
im Erwerbsleben‘ sind, dann sind sie ausschließlich bis zum Ablauf der gesetzlichen 
Entgeltfortzahlung versichert. Der Versicherungsschutz innerhalb der gesetzlichen 
Entgeltfortzahlung gilt nur, sofern der Versicherungsnehmer nachweisen kann, dass der 
Leistungsfall nicht auf diejenigen Gesundheitsbeschwerden zurückzuführen ist, wegen derer die 
Mitarbeiter nicht ‚aktiv im Erwerbsleben‘ waren. Nach Ablauf der gesetzlichen 
Entgeltfortzahlung erlischt der Versicherungsschutz. In diesem Fall sind die Mitarbeiter erst 
dann versichert, wenn sie erstmals wieder ‚aktiv im Erwerbsleben‘ sind. 
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Allerdings besteht dann zunächst kein Invaliditätsschutz für diejenigen 
Gesundheitsbeschwerden, wegen derer die Mitarbeiter nicht ‚aktiv im Erwerbsleben‘ waren. 
Diese Einschränkung wird erst dann aufgehoben, wenn die Mitarbeiter nach dem 
Eintrittszeitpunkt für mindestens 15 aufeinanderfolgende Arbeitstage ‚aktiv im Erwerbsleben‘ 
waren. Für den Todesfallschutz gilt die Regelung ab dem ersten Tag der Wiederaufnahme der 
im Arbeitsvertrag vereinbarten Tätigkeit. 

 

Wenn diese Mitarbeiter vor Inkrafttreten dieser Zusage jemals vollständigen Versicherungsschutz über 

eine abgeschlossene Versicherung erhalten haben, können sie durch die Firma mit Inkrafttreten dieser 

Zusage versorgungsberechtigt werden. 

 

3. Leistungsausschluss 
Für versorgungsberechtige Mitarbeiter, die zwischen dem 01.04.2023 und 31.03.2024 in die Firma 

eingetreten sind und die sich zum Beginn des Beschäftigungsverhältnisses in der gesetzlichen 

Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall befinden, besteht kein Leistungsanspruch, wenn der Leistungsfall 

auf die gleiche Ursache zurückzuführen ist, wegen der der Anspruch auf Entgeltfortzahlung im 

Krankheitsfall bestand. Vollständiger Versicherungsschutz besteht in diesen Fällen für Tod ab dem 

ersten Arbeitstag bzw. bei Invalidität nach der ununterbrochenen Wiederaufnahme von 15 

aufeinanderfolgenden Arbeitstagen des vertragsmäßigen Beschäftigungsverhältnisses auf Grund des 

verbesserten Gesundheitszustandes. 

 

4. Ausschluss der Versorgungsberechtigung 
Nicht versorgungsberechtigt sind Mitarbeiter, deren Arbeits- oder Berufsausbildungsverhältnis im 

Rahmen einer Einzel- oder Gesamtrechtsnachfolge nach Inkrafttreten dieser Zusage mit der Firma 

fortbesteht. 

 

5. Versorgungsfähiges Einkommen / Dienstzeitquotient 
Das versorgungsfähige Einkommen ist das 12-fache des vertraglichen Bruttomonatsentgeltes, das der 

versorgungsberechtigte Mitarbeiter im März des Jahres 2023 bzw. bei späterem Arbeitsbeginn im 

Monat des Arbeitsbeginns (Feststellungszeitpunkt) von der Firma erhält.  

Für Vertriebsmitarbeiter wird die Zielgröße von 100% für variable Entgeltbestandteile bei der 

Ermittlung berücksichtigt. Das versorgungsfähige Einkommen basiert insofern grundsätzlich auf der 

Total Target Compensation (TTC) zum Beginn der Versicherungszeit. Die Verkaufsprovisionen im 

versorgungsfähigen Einkommen sind jedoch begrenzt auf den Durchschnitt der ausgezahlten variablen 

Gehaltsbestandteile in den dem Versorgungsfall unmittelbar vorangegangenen 36 Monaten, maximal 

auf 150% des Brutto-Jahresgrundgehaltes. 

Gehaltsänderungen während der Laufzeit der Zusage wirken sich nicht auf die Höhe des 

versorgungsfähigen Einkommens aus. Entsprechendes gilt für den Fall, dass während der Laufzeit der 

Zusage die Lohnzahlungspflicht entfällt (z.B. Elternzeit; Pflegezeit). 

Versorgungsfähige Dienstzeiten sind die vollen Kalendermonate ab dem 01.04.2023 bzw. bei 

unterjährigem Eintritt ab dem Eintrittsdatum bis zum Ablauf dieser Zusage am 31.03.2024. Der 
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Dienstzeitquotient ergibt sich aus der versorgungsfähigen Dienstzeit (volle Kalendermonate) dividiert 

durch 12. 

 

6. Versorgungsbeitrag 
Die Firma stellt für jeden versorgungsberechtigten Mitarbeiter zum Zusagebeginn einen Versorgungs-

beitrag für die Invaliditäts- und Todesfallversorgung bereit. Der Versorgungbeitrag für die 

Todesfallleistung beträgt 0,2574% und für die Invaliditätsleistung 0,7984% des versorgungsfähigen 

Einkommens gemäß Ziffer 5 multipliziert mit dem Dienstzeitquotienten. 

Als Maximalversorgungsbeitrag wird ein Betrag in Höhe von 1.287 € für die Todesfallleistung und 3.992 

€ für die Invaliditätsleistung, jeweils multipliziert mit dem Dienstzeitquotienten - unabhängig vom 

vertraglichen Bruttomonatsentgelt im Feststellungszeitpunkt – festgelegt. Wird der jeweilige Maximal-

versorgungsbeitrag bei einem versorgungsberechtigten Mitarbeiter überschritten, so hängt die 

Aufnahme dieses versorgungsberechtigten Mitarbeiters in die Versorgung von einer individuellen 

Risikoprüfung ab. Sollte aufgrund der Risikoprüfung oder aufgrund der fehlenden Mitwirkung des 

versorgungsberechtigten Mitarbeiters eine Aufnahme nicht möglich sein, erfolgt die Aufnahme in die 

Versorgung zu den unter dieser Ziffer genannten Maximalversorgungsbeiträgen. 

 

7. Versorgungsleistungen 
Unter der Voraussetzung, dass der versorgungsberechtigte Mitarbeiter innerhalb des Zeitraumes 

01.04.2023 bis zum 31.03.2024 verstirbt oder invalide wird, werden gemäß dieser Zusage 

Versorgungsleistungen gewährt.  

Aus jeweils einem Euro Versorgungsbeitrag ergeben sich 777 € Todesfallleistung und eine 

Invalidenleistung in Form einer jährlichen Invaliditätsrente in Höhe von 50,10 € bis maximal zum 

vollendeten 67. Lebensjahr, die durch den Dienstzeitquotienten dividiert, die jeweiligen 

Anwartschaften ergeben.  

 

a Versorgungsleistung bei Tod / Begünstigte Hinterbliebene 
Für den Fall, dass der versorgungsberechtige Mitarbeiter verstirbt, erhält der begünstigte Hinter-

bliebene eine einmalige Todesfallleistung. Die Auszahlung erfolgt ausschließlich als einmalige Kapital-

leistung. 

Begünstigte Hinterbliebene im Todesfall sind in folgender Rangfolge:  

• Erster Rang: Bei Tod erhält der Ehegatte des Versorgungsberechtigten bzw. sein nach dem 

Lebenspartnerschaftsgesetz eingetragener Lebenspartner, ersatzweise der mit dem 

Versorgungsberechtigten bei seinem Tod in häuslicher Lebensgemeinschaft lebende, zuvor der 

Firma schriftlich oder in Textform benannte Lebensgefährte unter der Voraussetzung, dass 

diese/r die sonstigen steuerlichen Voraussetzungen erfüllt, die einmalige Todesfallleistung als 

Kapitalzahlung.  

• Zweiter Rang: Die ehelichen und ihnen gesetzlich gleichgestellten Kinder i.S.d. § 32 Abs. 3, Abs. 4 

S. 1 und Nr. 1 bis 3 und Abs. 5 EStG sowie Kinder in einem besonderen Obhuts- und 

Pflegeverhältnis im Sinne der entsprechend steuerlichen Bestimmungen, sofern letztere in einer 

gesonderten, der Firma nachweislich zugegangenen Erklärung namentlich benannt sind.  
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• Die als begünstigte Hinterbliebene in Betracht kommende Person erwirbt einen Anspruch auf 

die Versorgungsleistungen dann, wenn entweder keine vorrangige begünstigte Person 

vorhanden ist oder eine solche vorhanden ist, jedoch auf die Geltendmachung des Anspruchs 

verzichtet. Sofern mehrere Begünstigte gleichen Ranges vorhanden sind, erhalten diese die 

Leistung zu gleichen Anteilen. 

• Verstirbt der versorgungsberechtigte Mitarbeiter und hinterlässt keine Hinterbliebenen im 

Sinne der vorstehenden Rangfolge wird die Todesfallleistung als Sterbegeld (derzeit maximal 

8.000 €) an eine zuvor der Firma schriftlich und namentlich benannte Person oder die 

gesetzlichen Erben (nach Vorlage des Erbscheins) gezahlt. 

Für die Leistungsvoraussetzungen und die Leistungsgewährung, evtl. Leistungsausschlüsse und die 

Fälligkeit der Leistungen sind im Übrigen die zum Vertragsabschluss gültigen Bedingungen der 

abgeschlossenen Versicherung – als Anlage dieser Zusage Vertragsbestandteil - in ihrer jeweils 

geltenden Fassung zu beachten. 

 

b Versorgungsleistung bei Invalidität 
Eine Invaliditätsrente wird grundsätzlich dann gezahlt, wenn der versorgungsberechtigte Mitarbeiter 

invalide ist.  

Invalidität liegt vor, wenn der versorgungsberechtigte Mitarbeiter für mindestens drei Monate 

(Karenzzeit) ununterbrochen aufgrund von Krankheit, Körperverletzung oder mehr als 

altersentsprechenden Kräfteverfalls, die ärztlich nachzuweisen sind, außerstande war, seinen Beruf 

insgesamt oder die wesentlichen Aufgaben aus seinem Beruf zu erledigen und sich diesbezüglich in 

regelmäßiger medizinischer Behandlung eines Arztes befindet und auch in keinem anderen Beruf zur 

Kompensation gearbeitet hat. 

Vollständige Invalidität liegt vor, wenn der Mitarbeiter weiterhin vollständig außerstande ist, aufgrund 

von Krankheit, Körperverletzung oder mehr als altersentsprechenden Kräfteverfalls, die ärztlich 

nachzuweisen sind, das versicherte Berufsbild auszuüben. Für den vollständigen Erhalt der 

vereinbarten Leistung ist ein Invaliditätsgrad von mindestens 50% erforderlich. Der Nachweis kann u.a. 

auch durch Vorlage eines Rentenbescheides des gesetzlichen Rentenversicherungsträgers über den 

Erhalt einer Rente wegen voller Erwerbsminderung erbracht werden. 

Der Invaliditätsschutz bezieht sich auf die Invalidität im eigenen Beruf. Dabei wird der Grad der 

Invalidität ausschließlich im Vergleich zu dem zuletzt ausgeübten Beruf – so wie er ohne 

gesundheitliche Beeinträchtigung ausgestaltet war – gemessen. Übt der versorgungsberechtigte Mit-

arbeiter eine andere seiner Ausbildung, Erfahrung und bisherigen Lebensstellung entsprechende 

berufliche Tätigkeit konkret aus, kann auch dieser Beruf zur Bemessung des Invaliditätsgrades 

herangezogen werden. Als eine der Ausbildung und der Erfahrung sowie der bisherigen Lebensstellung 

in wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht entsprechende berufliche Tätigkeit wird dabei nur eine solche 

Tätigkeit angesehen, die keine deutlich geringeren Kenntnisse und Fähigkeiten erfordert und auch 

hinsichtlich Vergütung und Wertschätzung nicht deutlich unter dem Niveau des bislang ausgeübten 

Berufes liegt. Hierbei finden die Umstände des Einzelfalls und die einschlägige Rechtsprechung 

Berücksichtigung. 

Der Invaliditätsgrad wird nach Ablauf von 6 Monaten nach Eintritt der Invalidität bestimmt.  
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Die Auszahlung der jährlich ermittelten Invaliditätsrente erfolgt als monatliche Rente für die Dauer der 

Arbeitskraftminderung rückwirkend mit Ablauf der 3-monatigen Mindestdauer (Karenzzeit), maximal 

bis zum vollendeten 67. Lebensjahr. 

Die laufende Invaliditätsrente wird jährlich um 1% erhöht. 

Für die Leistungsvoraussetzungen und die Leistungsgewährung, evtl. Leistungsausschlüsse und die 

Fälligkeit der Leistungen sind im Übrigen die zum Vertragsabschluss gültigen Bedingungen der 

abgeschlossenen Versicherung – als Anlage dieser Zusage Vertragsbestandteil - in ihrer jeweils 

geltenden Fassung zu beachten.  

 

8. Ausscheiden  
Bei Ausscheiden aus der Firma bleibt die Anwartschaft auf Versorgungsleistungen bis zum Ablauf 

dieser Zusage unverändert bestehen. Danach verfällt die Versorgungsanwartschaft. Die gesetzliche 

Unverfallbarkeitsfrist gemäß § 1b BetrAVG kann wegen der Befristung der Versorgungszusage nicht 

erfüllt werden. Da es sich bei der Rückdeckungsversicherung um eine reine Risikoversicherung ohne 

Sparanteil handelt, entsteht darüber hinaus materiell keine aufrechtzuerhaltende Anwartschaft nach 

§ 2 Abs. 5 BetrAVG. 

 

9. Zeitlicher Geltungsbereich / Befristung 
Die nach dieser Zusage erteilte Absicherung entfaltet nur bis einschließlich zum 31.03.2024 ihre 

rechtliche Wirkung. Das bedeutet, dass die nach Maßgabe dieser Zusage vorgesehene Absicherung nur 

dann von der Firma geschuldet wird, wenn bis einschließlich 31.03.2024 der Todesfall eintritt bzw. der 

Auslöser für eine Invaliditätsleistung vorlag.  

Nach Ablauf des genannten Endes der einjährigen Absicherung (31.03.2024) liegt es im alleinigen 

Ermessen der Firma, über die Neuerteilung einer (befristeten) Absicherung einschließlich aller 

relevanten Kriterien (z.B. Dotierungsrahmen, Kreis der Berechtigten) zu entscheiden. Diese Ent-

scheidung umfasst grundsätzlich auch die Entscheidung darüber, welche Risiken dann ggf. mit 

welchem Dotierungsrahmen für welchen Personenkreis und für welchen Zeitraum abgesichert 

werden.  

Ein entsprechender Rechtsanspruch der Mitarbeiter auf Neuerteilung einer Zusage entsteht aus-

drücklich nicht. Aus einmaligen oder wiederholten Zusagen entsteht kein Anspruch auf weitere 

Absicherungen für die Zukunft. Jede Absicherung ist unabhängig von anderen Leistungsabsicherungen 

der Firma. 

 

10. Auszahlungsmodalitäten 
Die Auszahlung erfolgt – nach Abzug von Steuern, Sozialversicherungsbeiträgen bzw. Meldung an den 

Sozialversicherungsträger – bargeldlos auf das vom Versorgungsberechtigten benannte Bankkonto 

innerhalb der Europäischen Union. 
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11. Steuern und Abgaben 
Hinsichtlich bei Fälligkeit der Leistungen anfallender Steuern und Sozialabgaben gelten die hierfür 

jeweils allgemein gültigen Vorschriften. 

 

12. Abschluss von Versicherungen 
Die Firma wird zur Finanzierung der Leistungen Versicherungen abschließen. Die Auswahl des 

Providers der Versicherung obliegt der Firma. Die Rechte und Pflichten aus den Versicherungen stehen 

ausschließlich der Firma zu. 

Der versorgungsberechtigte Mitarbeiter ist verpflichtet, alle ggf. für den Abschluss dieser Versicherung 

geforderten Erklärungen (z.B. schriftliche Einwilligungserklärung, Schweigepflichtent-

bindungserklärung im Leistungsfall) abzugeben. Solange der Mitarbeiter dieser Verpflichtung nicht 

nachkommt, zählt er nicht zum Personenkreis der versorgungsberechtigten Mitarbeiter gemäß Ziffer 2 

dieser Zusage und es erfolgen auch keine Beitragsgutschriften. 

 

13. Mitwirkungspflichten 
Der Leistungsempfänger ist verpflichtet, alle für die Zahlung der Leistung notwendigen Auskünfte 

gemäß den zu Grunde liegenden Bedingungen der abgeschlossenen Versicherung zu erteilen sowie auf 

Verlangen zu belegen. Er ist u.a. insbesondere verpflichtet, der Firma oder einem mit der Verwaltung 

der Zusage beauftragten Dienstleister 

• Angaben zu dem jeweiligen Bankkonto, auf das die Leistung zu zahlen ist, 

• den behördlichen Schlüssel zum Abruf der Lohnsteuerabzugsmerkmale, 

• soweit eine Leistung bei Tod beansprucht wird, die Sterbeurkunde sowie einen Auszug aus 

dem Familienstammbuch, Arztunterlagen, 

• im Leistungsfall der Invalidität ärztliche Unterlagen vorzulegen und ggf. eine Schweigepflicht-

entbindungserklärung abzugeben. Ebenfalls muss er an ggf. erforderlichen ärztlichen Unter-

suchungen teilnehmen.  

Änderungen des Namens, des Familienstandes, des Status einer eingetragenen Lebenspartnerschaft 

oder einer häuslichen Lebensgemeinschaft, des Wohnsitzes, der Postanschrift und der 

Bankverbindung der Leistungsempfänger sind der Firma mitzuteilen. 

Solange die vorgenannten Pflichten nicht erfüllt sind, wird die Leistung nicht ausgezahlt. 

Eine ohne Rechtsgrund gezahlte Leistung ist in Höhe ihres Bruttobetrages an die Firma zurückzuzahlen. 

 

14. Verfügungsbeschränkungen 
Die Ansprüche aus dieser Zusage dürfen, vorbehaltlich zwingender gesetzlicher Vorschriften, nicht 

abgetreten, beliehen oder verpfändet werden. Entgegenstehende Vereinbarungen mit Dritten sind 

gegenüber der Firma unwirksam. 
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15. Datenschutz 
In Fragen der betrieblichen Altersversorgung wird die Firma von einem an die Bestimmungen des 

Bundesdatenschutzgesetzes sowie der Datenschutzgrundverordnung gebundenen Berater sowie vom 

Versicherer betreut. Sowohl die Firma als auch der Berater und andere von der Firma mit der 

Verwaltung der betrieblichen Altersversorgung beauftragte Dienstleister sind an die Bestimmungen 

der Datenschutzgrundverordnung und einschlägiger Datenschutzgesetze sowie an andere mit diesen 

Gesetzen in Verbindung stehende Rechtsvorschriften gebunden. Die Firma übermittelt an den Berater 

sowie an den Versicherer die zur Erfüllung ihres jeweiligen Auftrags benötigten personenbezogenen 

Daten der Mitarbeiter.  

Diese Daten werden durch den Berater und den Versicherer erhoben, verarbeitet und genutzt, soweit 

sie zur Erfüllung ihres jeweiligen Auftrags benötigt werden. Insoweit handelt es sich ausschließlich um 

solche Daten, die zur Durchführung einer etwaigen Versicherung sowie zu internen Renten- bzw. 

Anwartschaftsberechnungen, erforderlich sind.  

 

16. Schlussbestimmungen 
Erfüllungsort und Gerichtsstand für alle Ansprüche aus dieser Zusage ist der Sitz der Firma. 

Sollte eine Bestimmung dieser Zusage unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so tritt an 

ihre Stelle eine Regelung, die ihrem Sinn und Zweck möglichst nahekommt. Die Gültigkeit der übrigen 

Bestimmungen der Zusage wird hierdurch nicht berührt. 

Änderungen und Ergänzungen dieser Zusage bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch im Hinblick auf 

die Schriftformklausel selbst. 

 

17. Inkrafttreten 
Diese Zusage tritt mit Wirkung zum 01.04.2023 in Kraft und endet mit Ablauf des 31.03.2024. 

 

 

 

________________________________________ 
Ort, Datum 

 

________________________________________ 
Adobe Systems GmbH 
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